
 

 

Urabstimmung Spitzenkandidaturen  

Satzungsändernder Antrag zum Landesparteitag  

im März 2017 in Braunschweig 

Der Landesparteitag möge beschließen: 

Ergänzung der Landessatzung §17 wird nach Absatz1 eingefügt: 

 

(2) Zu den Spitzenkandidaturen für die Landtagswahl und die Bundestagswahl kann ein 

Urabstimmung in schriftlicher Form durchgeführt werden. Das Ergebnis hat empfehlenden Charakter 

für die Landesvertreterversammlung 

 

Die Nummerierung der weiteren Absätze wird entsprechend geändert.  

 

Begründung:  

Durch die Mitgliederentscheid werden die Beteiligungsmöglichkeiten der Mitglieder und somit die 

innerparteiliche Demokratie gestärkt. Laut Wahlgesetzen ist der Aufstellung der Listen durch eine 

Mitgliederurabstimmung nicht möglich, deshalb kann die Mitgliederurabstimmung nur 

empfehlenden Charakter für die LandesvertreterInnenversammlung haben.  


